
bestrittene Tatsache ist jedoch, daß, wenn sich die fremden 
Mächte mehr u m die wirtschaft l iche Z u k u n f t Afghanistans als 
u m seine Pol i t ik kümmerten, es u m die Wirtschaft wie u m die 
Pol i t ik besser bestellt wäre. 
Die Afghanen sind ein Volk, das seine Unabhängigkeit i m m e r 
verbissen behauptet hat, u n d sie verabscheuen jegliche p o l i t i ­
sche Einmischung i n die inneren Angelegenheiten ihres Lan­
des. Wenn sie aber i n ihrer N o t u m H i l f e rufen, sollte die Welt 
diesen Appel l auch hören. Der Krieg ist noch nicht ganz zu En­
de, doch macht uns die Tatsache M u t , daß die Afghanen sich 
zu einer Zei t , i n der sie über so viele Dinge uneins sind, zu­
mindest auf einen Punkt einigen konnten: auf die Notwendig­

keit der von den Vereinten Nat ionen angeleiteten internatio­
nalen H i l f e und des Wiederaufbaus. 
Wir sind uns i m m e r darüber i m klaren gewesen, daß w i r m i t 
der Leistung der humanitären H i l f e n icht auf das Eintreten op­
t imaler Bedingungen i m Lande selbst warten konnten . I n den 
letzten Monaten konnten die Vereinten Nationen aber beob­
achten, daß allerorten die Bereitschaft wuchs, die für die Z i v i l ­
bevölkerung auf der anderen Seite der Front bes t immten Liefe­
rungen der Weltorganisation sicher passieren zu lassen. Es ist 
unser aller Pflicht, auf diesem - wenn auch begrenzten - h u ­
manitären Konsens als einer Grundlage für die Einigung aufzu­
bauen. 

Ein Modell mit Schönheitsfehlern 
Die Umsetzung des Lösungsplans für Namibia durch die Vereinten Nationen 

»Wir finden uns heute nacht in Windhoek zusammen, um den Höhe­
punkt des Kampfes vieler Generationen von Namibierinnen und Na­
mibiern für nationale Würde und Unabhängigkeit zu feiern. Zahlrei­
che Leben sind beim Streben nach dem Ziel geopfert worden, das nun­
mehr erreicht ist. Die ganze Welt, insbesondere Afrika, freut sich mit 
Namibia. Was ein Triumph für Namibia ist, ist ein Triumph für Afrika 
und in der Tat für die Grundsätze, die in der Charta der Vereinten Na­
tionen niedergelegt sind.« 

Als UN-Generalsekretär Perez de Cuellar wenige M i n u t e n vor 
Mit ternacht i n der Nacht vom 20. z u m 21.März 1990 m i t die­
sen Worten seine Eröffnungsrede zur offiziel len Unabhängig­
keitsfeier Namibias begann, 1 schlug i h m der Jubel von über 
30 000 Menschen i m überfüllten Stadion außerhalb Wind-
hoeks entgegen. Für die meisten von ihnen war ein langersehn­
tes Ereignis zur Realität geworden, an dessen Gelingen noch 
elf Monate zuvor n icht nur die Skeptiker gezweifelt hatten. 
Zugleich konnte damit der Generalsekretär auf ein bis dato 
unvergleichliches Engagement der Vereinten Nationen als ein 
praktisch abgeschlossenes Kapitel m i t Genugtuung zurück­
blicken. M i t der 'Unterstützungseinheit', die i m Rahmen der 
erst ein Jahrzehnt nach ihrer Verabschiedung zur Anwendung 
gelangten Resolution 435(1978) des Sicherheitsrats i n Namibia 
die Einhaltung der vereinbarten Schritte einer Übergangsrege­
lung i m Entkolonisierungsprozeß des Landes zu überwachen 
hatte, bediente sich die internationale Gemeinschaft eines i n 
dieser Form bisher einzigartigen Instruments. 
Dieser Beitrag versucht, p u n k t u e l l und fragmentarisch einige 
Aspekte des Verlaufs und der Ergebnisse dieser U N - M i s s i o n 
aufzugreifen, ihnen ohne Anspruch auf Vollständigkeit nach­
zugehen und sie zu bewerten. Die umfassende Studie, die sich 
einer solchen Aufgabe m i t der gebotenen Ausführlichkeit w i d ­
met, w i r d angesichts der massiven Präsenz eines inoff iz ie l len 
Kontingents von Sozialwissenschaftlern aus aller Welt - des­
sen Zusammensetzung fast so kunterbunt war wie die der U N -
Friedenstruppe - während der Übergangspha ">e i n Namibia der­
zeit w o h l gleich mehrfach verfaßt. 

Sparsamkeit am falschen Platz 

Nach 23jähriger Tätigkeit stellte auf einer Sondertagung i n 
Windhoek i m A p r i l 1990 der Namibia-Rat der Vereinten Natio­
nen m i t Befriedigung die Erfüllung seines Mandats fest und 
schlug der UN-Generalversammiung vor, i h n nunmehr aufzu­
lösen. Einen A n t e i l an der Konfliktlösung selbst kann man 

H E N N I N G MELBER 

i h m nicht zuschreiben (und während der Übergangsphase hat­
te seine Tätigkeit weitgehend zu ruhen); sein Verdienst, die 
Namibiafrage über Jahre hinweg i m Bewußtsein der internat io­
nalen Öffentlichkeit gehalten zu haben, sollte m a n darüber 
nicht gering achten. 
Es war ein anderes Instrument aus dem Arsenal der Vereinten 
Nationen, das - vor dem Hintergrund weltpol i t ischen Wandels 
wie regionaler Ereignisse - eingesetzt werden konnte, u m die 
zwischen den Konfl iktparte ien u n d ihren polit ischen Freunden 
le tz t l i ch gefundene Lösung i n die Realität vor Ort umzuset­
zen: eine Friedensoperation, die i n ihrer spezifischen M i ­
schung aus zivi ler und militärischer Komponente selbst eine 
Neuerung darstellte. Die Unterstützungseinheit der Vereinten 
Nationen für die Übergangszeit (UNTAG) wurde von A p r i l 
1989 bis März 1990 i n Namibia eingesetzt; Befehlshaber der 
Truppe war der indische General Prem Chand, der seinerseits 
den Anweisungen des UN-Generalsekretärs Folge zu leisten 
hatte. Die i n diesem Zusammenhang gesammelten Erfahrun­
gen werden i n die Vorbereitung möglicher künftiger Friedens­
missionen einfließen, etwa i n der Westsahara oder i n Kambod­
scha. 
Insgesamt, i m historischen Rückblick, lassen allerdings die 
bisherigen Ergebnisse der verschiedenen friedenssichernden 
Maßnahmen unter dem Blauhelm durchaus zwiespältige Be­
wertungen zu und belegen m i t Sicherheit nur den einen we­
sentlichen Punkt : Ohne Z u s t i m m u n g und Unterstützung der 
Großmächte sind die Möglichkeiten des UN-Ins t rumenta­
r iums (auch i n bezug auf die Stellung und W i r k u n g von Frie­
denstruppen) höchst begrenzt u n d k a u m w i r k s a m . So konnte 
es als ein Indikator von relativ großer Tragweite verstanden 
werden, daß sich i m Zuge der Festlegung der aktuel len Verfah­
rensdetails zur Entsendung des UNTAG-Kont ingents nach Na­
mibia eine erstaunliche Harmonie zwischen den Ständigen 
Mitg l iedern des UN-Sicherheitsrats manifestierte: Trotz mas­
siver Proteste seitens der nationalen Befreiungsbewegung Süd­
westafrikanische Volksorganisation (South West Afr i can 
People's Organization, SWAPO of Namibia), der Organisation 
der Afrikanischen Einheit sowie der Bewegung der blockfreien 
Staaten s t i m m t e n die Sowjetunion und China gemeinsam m i t 
den drei Westmächten, den Vereinigten Staaten von Amer ika , 
Großbritannien und Frankreich, aus Kostengründen (!) für eine 
erhebliche Reduzierung der ursprünglich vorgesehenen U N -
TAG-Truppen von 7 500 auf 4 650 Soldaten. 
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Dies signalisierte eine überraschende neue Al l ianz , die offen­
sichtl ich nicht nur die Veränderungen der polit ischen Groß­
wetterlage z u m Ausdruck brachte, sondern auch das Porte­
monnaie über die politische Vernunft stellte und eine mög­
lichst bi l l ige Konfl iktregelung i m Südlichen A f r i k a erstrebte. 
D e m Hang zur Sparsamkeit steht jedoch der Einwand gegen­
über, daß eine erfolgreiche Vermitt lerrol le auch Autorität und 
Stärke erfordert. Für beides aber besaß die U N T A G am 1.April 
1989 i n Namibia keine Voraussetzungen. Entsprechend drama­
tisch sollte der Auf takt verlaufen. 
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Grenzen der Resolution 435(1978) 

Bereits 1976 verabschiedete der Sicherheitsrat m i t Resolu­
t i o n 385 eine verbindliche Formel für die Unabhängigkeit Na­
mibias. Diese verlangte den sofortigen Rückzug Südafrikas 
u n d den Machttransfer an die Vereinten Nationen. Danach 
sollten i n landesweiten, allgemeinen u n d freien Wahlen die 
Vertreterinnen u n d Vertreter der Bevölkerung für die Erarbei­
tung eines Verfassungsentwurfs zu einem unabhängigen Staat 
Namibia e rmi t te l t werden. Für den Fall einer südafrikanischen 
Verweigerung sah Resolution 385 die Verhängung bindender 
Sanktionen vor. Doch Südafrika zeigte sich davon unbeein­
druckt . Statt dessen wurde von Pretoria i m Zuge der von i h m 
inszenierten 'Turnhallen-Konferenz- das Bemühen weiterver­
folgt, einer Marionettenregierung eine Pseudo-Unabhängig-
keit zu verleihen. Als daraufhin ein Resolutionsentwurf m i t 
den entsprechenden Sanktionsmaßnahmen dem Sicherheits­
rat vorgelegt wurde, verhinderten die westlichen Ständigen 
Mitgl ieder dessen Verabschiedung durch ihr Veto. U m einen 
Ausweg bemüht, fanden sich die fünf damaligen westl ichen 
Ratsmitglieder (die Vereinigten Staaten, Großbritannien u n d 
Frankreich sowie Kanada und die Bundesrepublik Deutsch­
land) zur 'Kontaktgruppe- zusammen, u m den sich abzeich­
nenden südafrikanischen Alleingang zu verhindern. 
Nach intensiven Verhandlungen m i t Südafrika u n d der SWA-
PO legte die Kontaktgruppe schließlich i m A p r i l 1978 dem Si­
cherheitsrat als Lösungsvorschlag D o k u m e n t S/12636 vor. 
Kernstück der Empfehlungen bildete ein detail l ierter Ze i tp lan 
für eine einjährige Übergangsphase. Während dieser sollten a l l ­
gemeine Wahlen für eine Verfassunggebende Versammlung 
stattfinden. Dabei handelte es sich u m einen Kompromißvor­
schlag von weitreichender Bedeutung, denn die südafrikani­
sche Präsenz i m Lande sollte für den Übergangsprozeß beste­
hen bleiben. Indem sich sowohl Südafrika wie auch die SWA-
PO zur Annahme des Vorschlags pr inz ip ie l l bereit erklärten, 
konnte die Pendeldiplomatie der Kontaktgruppe einen Erfolg 
verbuchen. A m 27.Juli 1978 verabschiedete daraufhin der Si­
cherheitsrat seine Resolution 431. D a r i n w i r d i n Ziffer 1 der 
Generalsekretär ersucht, 

»einen Sonderbeauftragten für Namibia zu ernennen, um die baldige 
Unabhängigkeit Namibias durch freie Wahlen unter der Aufsicht und 
Kontrolle der Vereinten Nationen zu gewährleisten«. 

Ferner sollte der Generalsekretär einen Bericht vorlegen, der 
seine Empfehlungen zwecks Durchführung einer Regelung ge­
mäß Resolution 385 enthält. Die Verabschiedung der Ent­
schließung erfolgte bei S t immenthal tung der Sowjetunion u n d 
der Tschechoslowakei. M i t D o k u m e n t S/12827 komment ier te 
der Generalsekretär am 29.August 1978 die Vorschläge der 
Kontaktgruppe und bekräftigte das empfohlene Verfahren. Ei­
nen Monat später erfolgte i m Sicherheitsrat eine ergänzende 
Stellungnahme (S/12869). D a r i n stellt der Generalsekretär 
klar, daß - abweichend von Resolution 385 - die hauptsächli­
che Verantwortung für die Aufrechterhaltung von Recht u n d 
Ordnung während der Übergangsphase i n Namibia bei dem be­
stehenden südafrikanischen Polizeiapparat liege. Die Aufgabe 
der Vereinten Nationen liege i n der Überwachung und Kontrol ­
le des gesamten Wahlprozesses. Ein Sonderbeauftragter habe 
sich zu vergewissern, daß die geschaffenen Bedingungen freie 
u n d faire Wahlen zuließen. 
A m 29.September 1978 wurden m i t Resolution 435 der Vor­
schlag der westl ichen Kontaktgruppe sowie die beiden Stel­
lungnahmen des Generalsekretärs vom Sicherheitsrat b i l l i ­
gend verabschiedet. 2 Erneut enthielten sich die Sowjetunion 
und die Tschechoslowakei der Stimme, China n a h m an der 
A b s t i m m u n g nicht t e i l . 
Z u m Sonderbeauftragten für Namibia war bereits gemäß Reso­
l u t i o n 431 der finnische D i p l o m a t M a r t t i Ahtisaari ernannt 
worden. Er hatte sich schon i m August 1978 i n Namibia aufge­
halten, u m vor Ort die Möglichkeiten zur Umsetzung des ge-
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planten Beschlusses zu prüfen. Seine Empfehlungen hatten als 
Grundlage für den Bericht des Generalsekretärs gedient. 
Ähnlich wie '242- heute noch für die Grundsätze eines Nah­
ostfriedens steht, wurde -435- als Gesamtpaket fortan z u m 
Kürzel einer internat ional anerkannten Unabhängigkeitsrege­
lung für Namibia . Doch obgleich es h ins icht l i ch ihrer Kernbe­
standteile keinen offenen Dissens zwischen den beteil igten 
Konfl iktparte ien Südafrika u n d SWAPO gab, mußte der Ver­
tragsrahmen von Anfang an i n wesentlichen Punkten bewußt 
Unklarhei ten und die gezielte Ausklammerung krit ischer 
Punkte i n Kauf nehmen, u m überhaupt zu einem akzeptierten 
Kompromißergebnis gelangen zu können. So wurde unter an­
derem der südafrikanische Anspruch auf die Enklave Walfisch­
bucht zwar i n Resolution 432 zurückgewiesen, i m eigentli­
chen Lösungsplan jedoch überhaupt nicht thematisiert und die 
Einrichtung von Sammelpunkten für die Guerilleros der SWA­
PO i m Lande während der Übergangszeit offen gelassen. Das 
Vertragswerk nötigte damit insbesondere der SWAPO weitge­
hende Zugeständnisse ab, zu denen n icht zuletzt auch ein Ver­
zicht auf die von der Generalversammlung 1973 verliehene 
Anerkennung als einzig legi t ime und authentische Vertretung 
des namibischen Volkes i n der Ze i t des Übergangs gehörte. 
Auch erklärte sich die SWAPO m i t einer Neutralitätsverpflich­
tung der Vereinten Nationen einverstanden - offenkundig i n 
der Annahme, daß es bald zur Anwendung dieser Resolution 
und damit zu freien u n d allgemeinen Wahlen komme, deren 
Ergebnis die SWAPO nicht zu fürchten brauchte. Doch sollte 
schließlich mehr als ein Jahrzehnt verstreichen, bevor der Son­
derbeauftragte Ahtisaari tatsächlich zur Verwirk l i chung des 
Lösungsplans nach Namibia reisen konnte. 

Traumatische Anfangsphase 

Eine der Bürgerrechtsbewegung zuzurechnende US-amerikani­
sche Juristenvereinigung legte z u m Jahreswechsel 1988/89 ei­
ne Analyse vor, 3 die n icht nur en detail auf immanente Unzu­
länglichkeiten der Resolution 435(1978) hinweist . I n der Stu­
die w i r d auch angemerkt, daß die darauffolgende Phase der 
südafrikanischen Verweigerung die Kontaktgruppe zu weiteren 
Konzessionen verleitet habe. Diese Zugeständnisse, i n nach­
träglichen Einzelvereinbarungen geregelt, umfassen unter an­
derem Übereinkünfte, die zusätzliche Erläuterungen der m i t ­
unter recht vagen Formulierungen der Entschließung vorneh­
men. Dabei wurden einige der festgelegten Maßnahmen noch 
verändert, andere neu interpretiert . Diese Modi f ika t ionen 
wurden z u m Tei l i n Form von Berichten des Generalsekretärs 
bekannt (so z u m Beispiel, welche Zusammensetzung der U N -
TAG-Friedenstruppen Südafrika zu akzeptieren bereit sei), an­
dere, w i e etwa die Schaffung einer entmil i tar is ier ten Zone ent­
lang der angolanisch-namibischen Grenze, wurden i n Berich­
ten der Kontaktgruppe dokumentier t . Keine dieser Vereinba­
rungen jedoch, so die US-Anwaltsvereinigung i n ihrer Untersu­
chung, wurde je off iziel l v o m Sicherheitsrat mi t te l s Beschluß­
fassung angenommen. Weiterhin merken die Juristen an, es ge­
be gute Gründe für die Annahme, daß weitere Absprachen u n d 
Übereinkünfte der Kontaktgruppe m i t Südafrika bestünden, 
über deren gesamtes Ausmaß weder die SWAPO noch der Si­
cherheitsrat zuverlässig Bescheid wisse. 

Welch tödliche Konsequenzen ein solcher -Freiraum- i n sich 
birgt, wenn er nur zielgerichtet mißbraucht w i r d , ließ der 
1.April 1989 deut l ich werden, der n icht den erwarteten Frie­
den, sondern den A u f t a k t eines regelrechten Vernichtungsfeld­
zugs der südafrikanischen Soldateska gegen Guerilleros der 
SWAPO brachte. Annähernd 300 Kämpfer der Volksbefreiungs­
armee Namibias (PLAN), des militärischen A r m s der SWAPO, 
mußten i n der ersten Apri lwoche den vermeintl ichen Waffen­
sti l lstand m i t ihrem Leben bezanlen. Gefangene wurden prak­
tisch n icht gemacht. PLAN-Einhei ten größeren Umfangs hat­

ten sich von Angola aus unmit te lbar vor u n d auch noch nach 
dem vereinbarten Waffenstillstand auf namibisches Terr i tor i ­
u m begeben, wo sie sich bei der U N T A G melden sollten, u m 
i n Sammelpunkte verbracht zu werden. Dies mag als der un­
lautere u n d kläglich gescheiterte Versuch zur Schaffung eines 
Startvorteils zumindest i n psychologischer Hins icht bewertet 

Namibia: 

Von der Siedlerkolonie zum unabhängigen Staat 
19.Jahrhundert 
Herausbildung der ethnisch-regionalen Strukturen, die auch 
heute noch weitgehend das Land prägen 

1884 

Proklamierung des -Schutzgebietes' Deutsch-Südwestafrika 

1904-1907 
Erhebung der Herero und Nama (-Hottentotten') gegen die Ko­
lonialmacht, deren Vorgehen gegen die Aufständischen einem 
Völkermord gleichkommt 
1915 

Besetzung durch Truppen der Südafrikanischen Union 

1920 
Übertragung als C-Mandat des Völkerbundes an Großbritan­
nien, das die Wahrnehmung des Mandats an Südafrika delegiert 
1939 
Errichtung von insgesamt 17 Reservaten für die afrikanische 
Bevölkerung Südwestafrikas kommt zum Abschluß 
1947 
Verweigerung des Abschlusses eines Treuhandabkommens mit 
den Vereinten Nationen durch Südafrika 

1960 

Gründung der nationalen Befreiungsbewegung SWAPO 

1966 
Aufnahme des bewaffneten Kampfes durch die SWAPO. Aufhe­
bung des Mandats Südafrikas über Südwestafrika durch die 
U,N-Generalversammlung und Unterstellung des Gebiets unter 
die (weitgehend fiktiv bleibende) direkte Verantwortung der 
Vereinten Nationen 
1968 
Umbenennung Südwestafrikas in -Namibia- durch die General­
versammlung 

1971 
Bestätigung des Mandatswiderrufs durch den Internationalen 
Gerichtshof 

1977 
Vorbereitung einer einseitigen Erklärung der Unabhängigkeit 
durch die von Südafrika initiierte, seit 1975 tagende -Turnhal­
len-Konferenz- in Windhoek. Intervention der -Kontaktgruppe-, 
Ernennung eines Generaladministrators durch Pretoria 

1978 

Verabschiedung der Resolution 435 des Sicherheitsrats 

1981 
Scheitern der Vorbereitungskonferenz für eine Unabhängig­
keitslösung in Genf 
1985 
Einsetzung einer (international nicht anerkannten) -Interimsre­
gierung- durch Südafrika 

1988 

Einigung auf die Anwendung von Resolution 435 (1978) 

1989 
Beginn der einjährigen Übergangsphase; Entsendung der U N -
TAG 
1990 
Unabhängigkeit des Landes 
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und kr i t i s ier t werden. Für die Absicht einer militärischen Ag­
gression gab es hingegen keinerlei Anzeichen. I m übrigen hat­
ten seit Aufnahme des bewaffneten Kampfes 1966 Guerilleros 
der SWAPO i m m e r wieder auch i m nördlichen Namibia , und 
zwar m i t Unterstützung und i m Schutze der Zivilbevölkerung, 
operiert. 
Südafrika war über die Bewegung der PLAN-Einhei ten genau 
informier t . N i c h t dagegen die U N T A G , die z u m l . A p r i l ihre 
festgelegten Aufgaben noch gar n icht wahrzunehmen imstan­
de war. Offenkundig hatte Südafrika diese Situation ins Kalkül 
gezogen und konfrontierte den Sonderbeauftragten m i t einer 
u l t i m a t i v e n Forderung: Entweder gestatte er das militärische 
Vorgehen, oder der Übergangsprozeß platze bereits wenige 
Stunden nach seinem Inkrafttreten. Eine A n t w o r t wartete Süd­
afrika allerdings gar n icht erst ab, sondern mobil is ierte gleich­
zeit ig schon die Polizei-Sondereinheit »Koevoet« (eine äußerst 
brutale Spezialtruppe zur Guerillabekämpfung] u n d das Batail­
lon 101, einen der auf ethnischer Grundlage rekrutierten Trup­
penteile. Die Südafrikaner hatten damit kaltblütig die Gunst 
der Stunde genutzt, indem sie die PLAN-Bewegungen i m Nor­
den als Verstoß gegen die Bestimmungen des Waffenstillstands 
deklarierten u n d damit ihr Blutbad legi t imierten. 
I n diesem Zusammenhang ist es nur von untergeordneter Be­
deutung, ob die U N T A G am l . A p r i l zur Übernahme einer Kon­
t r o l l f u n k t i o n imstande gewesen ist. Entscheidend war, daß 
sich die Südafrikaner eine offensichtliche Grauzone zunutze 
machen konnten und ihre Interessen durchzusetzen verstan­
den. Die Überlegung, was geschehen wäre, wenn sich der Ge­
neralsekretär und sein Sonderbeauftragter dem südafrikani­
schen Erpressungsversuch nicht gebeugt hätten, bleibt somit 
müßige Spekulation. Es darf jedoch vermutet werden, daß Süd­
afrika keinesfalls m i t Rückendeckung seitens der Großmächte 
für den Ausstieg aus den Vereinbarungen hätte rechnen kön­
nen. Anstatt jedoch Herr der Lage zu sein, unterwarfen sich die 
Repräsentanten der Vereinten Nationen dem D r u c k Südafrikas 
und duldeten die tendenzielle U m k e h r u n g der Verhältnisse, 
indem Südafrika als »Ordnungsfaktor« anerkannt und die SWA­
PO als »Störenfried« behandelt wurde. 

Unter der Bevölkerung Namibias herrschte nach dem Schock 
dieses geduldeten Massakers eine vollständige Desil lusionie-
rung h ins icht l i ch des vermeintl ichen Friedensstifters U N T A G . 
Nach einer nahezu euphorischen Vorfreude auf den Schutz der 
internationalen Staatengemeinschaft griff die Angst vor der 
Unterdrückungsmaschinerie des südafrikanischen Machtap­
parats erneut u m sich: »»Statt SWAPO-Hemden trägt man wie­
der Grau«, komment ier te die deutschsprachige Wochenzei­
tung »Namibia Nachrichten« am 21.April die Lage i m Norden 
des Landes. U n d unter der verbitterten Bevölkerung wurde 
auch der Satz kolport ier t : »»Resolution 435 ist für uns kein 
Friedensplan, sondern ein Kriegsbeschluß«. 4 

Eine solche Ouvertüre verhieß nichts Gutes. »Die U N T A G 
w i r d einen fairen und friedlichen Verlauf n icht garantieren 
können«, mutmaßte der SPD-Politiker Günter Verheugen, 
M i t g l i e d des Auswärtigen Ausschusses des Deutschen Bundes­
tages, anläßlich eines Aufenthaltes i n Namibia i n e inem Inter­
view m i t den »Namibia Nachrichten« vom 14.April 1989. Ver­
heugens wei terh in geäußerten Bedenken gegenüber der Tragfä­
higkeit der Gesamtkonstrukt ion von Resolution 435 für die 
einjährige Übergangsphase wurden i m übrigen auch unter dem 
Eindruck dieses Desasters i n mehreren sozialwissenschaftli­
chen Analysen des aktuel len Prozesses bis zur Jahresmitte 
1989 i m m e r wieder vorgetragen und mehr oder minder aus­
führlich begründet. 5 

Demgegenüber zeigte sich der Sonderbeauftragte Ahtisaari 
schon nach wenigen Monaten seiner Tätigkeit vor O r t trotz 
dieses kläglichen Auftakts betont hoffnungsfroh, wenngleich 
er das D i l e m m a w o h l zutreffend skizzierte, indem er i n einem 
am 27728.August 1989 i n den »Namibia Nachrichten« veröf­
fent l ichten Interview erklärte: »Wir als U N T A G sitzen z w i ­
schen den beiden Fronten, und ob w i r Dinge r i cht ig oder falsch 

t u n , w i r sind für beide Seiten der gefundene Sündenbock.« Z u 
den Wahlvorbereitungen äußerte er sich dennoch opt imis t i sch : 

»»Ich bin sehr zufrieden damit, wie der Prozeß momentan läuft. Ich 
glaube, wir haben alle Probleme bisher befriedigend lösen können. Ich 
bin zuversichtlich, daß das auch so weitergeht, und je mehr Zeit ver­
streicht, desto besser wird die Zusammenarbeit.« 

Mochten z u m damaligen Z e i t p u n k t berechtigte Zweife l h i n ­
s icht l ich der Bewertung bestehen, so erwies sich diese Progno­
se i m nachhinein doch als weitgehend zutreffend. Tatsächlich 
war seit M i t t e A p r i l ein markanter Rückgang offener Gewalt­
akte k o n t i n u i e r l i c h auszumachen. Negative Kulminat ions­
punkte allerdings - abgesehen von ständigen Einschüchte­
rungsversuchen, die auch i n Handgreif l ichkeiten endeten u n d 
bei denen keine der beteil igten Parteien besonders z imper l ich 
m i t den Kontrahenten umsprang - bildeten Anfang August der 
Überfall auf das UNTAG-Büro i n Outjo, bei dem durch einen 
glücklichen Umstand die Z a h l der Todesopfer auf eines - einen 
örtlichen Wachmann - begrenzt blieb, und die heimtückische 
Ermordung des prominenten weißen SWAPO-Mitglieds A n t o n 
Lubowski zu M i t t e September 1989 i n Windhoek. Der Rechts­
anwalt hatte z u m Führungsstab der SWAPO-Wahlkampfzen-
trale gehört. Beide Ereignisse riefen die Erinnerung an den b l u ­
tigen A u f t a k t wach und sollten - neben den zahlreichen weni­
ger spektakulären Vorkommnissen, die z u m Tei l ebenfalls 
Menschenleben kosteten - die Relativität von »Ruhe u n d Ord­
nung« während dieser Übergangsphase verdeutlichen. Daß das 
zweifelsohne i n großem Umfang vorhandene Repressions- u n d 
Gewaltpotential insbesondere von Seiten des noch i m m e r 
weitgehend in takten Machtapparates des südafrikanischen Be­
satzungsregimes nicht offener und schärfer zutage trat, kann 
allerdings auch als eine Folge der UNTAG-Präsenz betrachtet 
werden. 

Augen zu und durch 

Trotz aller Erfolge, die nach der einjährigen Übergangsphase 
m i t der Unabhängigkeit des Terr i tor iums eine insgesamt posi­
tive Bilanz rechtfertigen, darf über die zahlreichen Unzuläng­
l ichkei ten i m Großen wie i m Kleinen auch i n der Folgezeit 
n icht hinweggesehen werden. Hierzu sind n icht nur die i m m e r 
wieder erkennbaren Zugeständnisse an die Machtpos i t ion des 
Generaladministrators und dessen die Demokratische T u r n ­
hallen-All ianz (DTA) begünstigende Strategie zu rechnen, son­
dern - i n allerdings deut l ich geringerem Ausmaß - auch das 
Bemühen u m ausgleichende Nachsicht gegenüber der nationa­
len Befreiungsbewegung SWAPO. Auf der Strecke blieben i n 
dieser polarisierten Situation zumeist die kleineren Parteien, 
deren Lobbies - sofern überhaupt vorhanden - n icht sonderlich 
w i r k s a m waren. 
Der G o o d w i l l gegenüber der SWAPO zeigte sich seitens der 
U N T A G insbesondere h ins i cht l i ch der deutl ichen Zurückhal­
tung i m Bemühen u m Aufklärung des Verbleibs von SWAPO-
Mitgl iedern, die i m Exi l von der eigenen Organisation unter 
dem Verdacht der Spionage für Südafrika z u m Tei l über Jahre 
hinweg i n Lagern der Befreiungsbewegung i m Süden Angolas 
gefangen gehalten und auch gefoltert worden waren. Insgesamt 
konnten i m Zuge der festgelegten Freilassung aller poli t ischen 
Gefangenen auch über 200 dieser »ex-detainees< seit M i t t e 
1989 aus dem Gewahrsam der SWAPO nach Namibia zurück­
kehren. Auf G r u n d von Berichten dieser Betroffenen sowie der 
hartnäckigen Aktivitäten einiger (zum Tei l recht zweifelhaf­
ter) Organisationen, die sich deren Sache i m Sinne einer A n t i -
SWAPO-Wahlkampagne vordergründig zu eigen machten, ge­
riet die U N T A G unter wachsenden Druck, offizielle Nachfor­
schungen über den Verbleib weiterer SWAPO-Gefangener an­
zustellen. 
I m August 1989 berief Ahtisaari eine neunköpfige »Mission on 
Detainees«, die sich i m Zuge ihrer Ermit t lungen v o m 2. bis 
12.September i n Angola und v o m 14. bis 20.September i n Sam-
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bia aufhielt . A m 11.Oktober legte sie ihren Bericht vor. Das Er­
gebnis dieser Miss ion wurde v o m Leiter der »Arbeitsstelle Poli­
t i k Afrikas« an der Freien Universität Berlin, dem Politologen 
Franz Ansprenger, i n einer Auswertung des Verlaufs des Unab­
hängigkeitsprozesses als »sozusagen m i t Gummihandschuhen 
vorgenommene Untersuchung« klassifiziert. Nichtsdestotrotz 
ergaben die Recherchen, die anhand einer Liste m i t ungefähr 
1 100 Namen erfolgten, daß es doch erhebliche Unklarhe i ten 
über den Verbleib einer größeren Z a h l von SWAPO-Mitglie-
dern gibt. Insgesamt wurden 315 Personen identi f iziert , »deren 
gegenwärtiger Status unbekannt ist u n d weitere Untersuchun­
gen erforderlich macht« . 6 Auf einer Pressekonferenz erklärte 
so auch der Sonderbeauftragte anläßlich der Vorstellung des 
Berichts, daß die Suche n icht beendet sei und die Behandlung 
der Angelegenheit andauere. Allerdings behielten die U N i n 
dieser Frage bis z u m Schluß ein relativ niedriges Profi l bei, das 
w o h l am ehesten m i t dem M o t t o »Augen zu und durch« charak­
terisiert werden kann. Diese Herangehensweise fand auch häu­
fig genug i m Verhalten gegenüber der pro-südafrikanischen 
Turnhal len-All ianz Anwendung. Denn ungeachtet dieses Ein­
zelbeispiels relativer, an dieser Stelle jedoch fragwürdiger Tole­
ranz gegenüber der SWAPO kann die Aufrechnung der Genero­
sitäten gegenüber den Hauptkontrahenten doch nur al lzu 
deut l ich zugunsten der ehemaligen Besatzungsmacht ausfal­
len. 

Die hatte verständlicherweise keine Skrupel, das p u n k t u e l l ge­
zeigte Entgegenkommen anzunehmen. Sie revanchierte sich 
dafür auch m i t u n t e r mi t te l s kleinerer Gegengeschenke i n 
kni f f l igen Verfahrensfragen, u m die Kooperation n icht zu ge­
fährden. Anders ließe sich z u m Beispiel n icht die - entgegen 
vorheriger Befürchtungen - l e tz t l i ch doch vergleichsweise 
problemlose Einigung bei so zentralen Regelungen wie den Be­
st immungen zur Durchführung der Wahlen u n d den Richt l i ­
nien für die Arbei t der Verfassunggebenden Versammlung er­
klären. Überhaupt zeigten sich die südafrikanische Regierung 
und deren Generaladministrator während des etappenweisen 
Rückzugs insofern einsichtig, als sie ab der Jahresmitte 1989 
offensichtlich nicht mehr ernsthaft die A b w i c k l u n g des Pro­
zesses grundsätzlich zu blockieren oder gar ganz zu torpedie­
ren trachteten. Sie bauten eher auf die s trukturel len Hypothe­
ken, die bereits während des jahrelangen Tauziehens und auch 
noch i m Zuge der Übergangsphase i n Form von erheblichen 
Erblasten geschaffen und der künftigen Regierung hinterlassen 
w u r d e n . 7 Die Macht des Faktischen hatte ja ohnehin für eine 
Ausgangslage gesorgt, die die Verwirk l i chung von Resolu­
t i o n 435 nicht i n einem Vakuum erfolgen ließ, sondern i n m i t ­

ten einer Gesellschaft, die von den Machts t rukturen kolonia­
ler Herrschaft geprägt war. Die knapp bemessene UNTAG-Ära 
hätte diese Grundstrukturen selbst i m günstigsten Falle n icht 
außer Kraft setzen können. 
I n welchem Maße die als »frei u n d fair« attestierten Wahlen u n ­
ter solchen Bedingungen i m Deta i l doch mancherorts alles an­
dere als dieses A t t r i b u t verdienten, i l lus t r ie r t der Augenzeu­
genbericht eines f re iwi l l igen Wahlbeobachters aus der Bundes­
republik Deutschland: 
»»Oft konnten wir dann auch während der Wahlen beobachten, daß die 
weißen Farmer ihre Angestellten vor dem Wählen zunächst zum nahe­
gelegenen DTA-Zelt brachten, wo sie einen freien Imbiß und dann Er­
klärungen und Anweisungen erhielten, wie man wählt. Viele waren 
i m Wahllokal so eingeschüchtert, daß sie die anwesenden weißen 
Wahlbeamten mit »Boss« anredeten, ihre DTA-Mitgliedskarten statt 
der Registrierungskarte vorzeigten oder in manchen Fällen sogar vom 
weißen Farmer in die Wahlkabine begleitet wurden (»sage, daß du blind 
bist und Hilfe brauchst« . . .), was gesetzlich unzulässig war, aber nicht 
immer verhindert wurde.«8 

Weder Kosten noch Mühe . . . 

Ungeachtet aller berechtigten K r i t i k an der häufig doch man­
gelhaften Präsenz der U N T A G , deren unterschiedlicher Sensi­
bilität für die Verhältnisse vor Ort u n d i m Z u s a m m e n w i r k e n 
m i t den einheimischen Partnern, war es doch ein beträchtli­
cher Aufwand, der trotz des anfangs verhängnisvollen Hangs 
zur Sparsamkeit i m Lande schließlich betrieben wurde. Ge­
mäß den Angaben ihres Pressesprechers Fred Eckhard konnte 
die U N T A G - U n t e r n e h m u n g z u m Z e i t p u n k t der Unabhängig­
keit Namibias eine Bilanz ziehen, die verdeutlicht, daß i n vie­
lerlei Hins icht weder Kosten noch Mühen gescheut wurden. 
I m Schnitt h ie l ten sich 6 700 UNTAG-Angehörige aus insge­
samt 109 Ländern der Erde i n Namibia auf, davon 4 300 M i l i ­
tärs, 1 500 Polizeibeobachter u n d 900 Zivi lbeamte . Während 
der Wahlwoche v o m 7. bis 11. November hatte die UNTAG-Per-
sonalstärke m i t 7 900 Angehörigen den Höchststand erreicht. 
Die Mandatszeit von einem Jahr konnte eine Woche früher 
beendet werden. Von den projektierten Kosten i n Höhe von 
416,2 M i l l i o n e n US-Dollar wurden tatsächlich nur 373,4 M i l l 
verausgabt. Bis zur Unabhängigkeit waren davon 332,4 M i l l 
durch Zahlungen von Mitgliedstaaten gedeckt. Z u r Wahrneh­
m u n g ihrer K o n t r o l l f u n k t i o n e n machte die U N T A G von 
3 038 Fahrzeugen Gebrauch (ein Tei l von diesen wurde durch 
westdeutsche Kraftfahrzeug-Mechaniker gewartet, die i m Auf­
trag der Bundesregierung durch den Deutschen Entwicklungs­
dienst entsandt wurden). Insgesamt 42 Distr iktszentren u n d 
48 Polizeistationen wurden eingerichtet, die Z a h l aller — ein-

20./21.März 1990: Kurz nach Mitternacht 
wird in Windhoek die südafrikanische 
Flagge eingeholt: empor steigen die Farben 
des neuen Staates. Sie zeigen eine goldene 
Sonne auf blauem Untergrund, die durch 
einen diagonal verlaufenden breiten roten 
Streifen von einem grünen Feld getrennt 
wird. Der Zeremonie wohnen außer dem 
Präsidenten Namibias, Sam Nujoma, UN-
Generalsekretär Javier Perez de Cuellar 
und Südafrikas Präsidenten Frederik W. de 
Klerk Gäste aus aller Welt bei. - Vielen 
Staatsgästen wird nicht nur der Präsident, 
sondern auch der Außenminister des 
neuen Staates schon von New York her ver­
traut gewesen sein: Theo-Ben Gurirab ver­
trat seit vielen fahren die als Beobachter 
zugelassene Befreiungsbewegung SWAPO 
am Sitz der Vereinten Nationen. 
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schließlich der militärischen - UNTAG-Standorte belief sich 
auf fast 200. 
I n einem Land von der dreieinhalbfachen Größe der Bundesre­
p u b l i k war dies gewiß ke in Luxus, auch wenn die Gesamtbe­
völkerung auf insgesamt nur eineinhalb M i l l i o n e n Menschen 
geschätzt w i r d . Der Hohe Kommissar der Vereinten Nationen 
für Flüchtlinge organisierte die Repatriierung von 43 332 Na­
mibier innen und Namibiern aus dem Exi l i n 40 Ländern. 9 56 
als diskr iminierend eingestufte Gesetze wurden ganz oder te i l ­
weise aufgehoben (das ist relativ wenig, denn w o h l k a u m ein 
Gesetz der bis dahin bestehenden Apartheidgesellschaft ver­
diente dieses Prädikat nicht) . 30 politische Gefangene wurden 
von südafrikanischer Seite i m Rahmen der vereinbarten A m ­
nestie freigelassen. 701 483 Stimmberechtigte wurden i m Z u ­
ge der Wählerregistrierung erfaßt, 670 830 davon machten von 
ihrem Stimmrecht schließlich Gebrauch - also 97,4 v H . Die 
U N T A G strahlte i m Rahmen ihrer Öffentlichkeits- und Auf­
klärungsarbeit 32 Fernseh- und 201 Rundfunksendungen eige­
ner Herstellung aus. Die Radioprogramme bedienten sich 13 
verschiedener Lokalsprachen. Des weiteren wurden über 
600 000 T-Shirts, Anstecknadeln, Aufkleber, Informations­
schriften u n d Poster vertei l t . Viele von diesen sind m i t t l e r w e i ­
le bereits begehrte Sammelobjekte für Souvenirjäger, deren 
Aneignungstrieb auch nicht vor den U N T A G - N u m m e r n s c h i l -
dern an den Fahrzeugen Hal t machte. Die nämlich waren 
mehrhe i t l i ch bereits i n den ersten Wochen abmontiert wor­
den. 

Doch auch weniger attraktive Objekte, an deren Besitz die na­
mibische Bevölkerung kein sonderlich großes Interesse hat, 
ließ die U N T A G i m Lande. So wußten die 'Namibia Nachrich­
ten« am 1./2.April 1990 zu berichten, daß noch bis zu 7 000 ge­
brauchte Reifen u n d etwa 7 000 Liter Altöl ihrer Entsorgung 
harren. Auf entsprechende Rückfragen an die noch i n Wind­
hoek verbliebenen UNTAG-Bediensteten hatten diese keine 
befriedigende A n t w o r t parat. Wichtiger jedoch ist das größte 
Geschenk, das die U N T A G - M i s s i o n dem Lande u n d seiner Be­
völkerung hinterließ: die völkerrechtliche Souveränität, die 
den Menschen mehr als ein Jahrhundert vorenthalten wurde. 
Die Wahrnehmung des lang ersehnten Selbstbestimmungs­
rechts w i r d n u n auf die Anerkennung u n d Unterstützung aller 
Staaten der Erde rechnen können. So ist denn auch ein Kom­
mentar der »Namibia Nachrichten' v o m 25./26.März 1990, der 
sich i m einzelnen m i t den eher unangenehmen Vorkommnis­
sen i m Kleinen befaßt, m i t dem Fazit bet i te l t : »Danke, U N ­
TAG«. 

Zukunftsmodeü UNTAG! 

Auch eine eher krit ische Würdigung des »Unternehmens U N ­
TAG« kann m i t Genugtuung ein Happy-end registrieren und 
von zuvor geäußerten pessimistischen Prognosen weitgehend 
abrücken. M i t t l e r w e i l e äußern sich bereits erste St immen, die 
unter Verweis auf dieses neue Paradebeispiel internationaler 
Konfl iktregelung vor dem Hintergrund der veränderten p o l i t i ­
schen Großwetterlage eine neue Ära anbrechen sehen: 

»Ein vorsichtiger Blick auf die jüngere Geschichte verdeutlicht, daß 
multilaterale Friedenserhaltung unter UN-Überwachung, wenn auch 
keinesfalls ein Allheilmittel, erfolgreicher als unilaterale und blockbe­
zogene Bemühungen zur Dämpfung militärischer Konflikte sein kann, 
da einseitige Maßnahmen einen Mangel an Legitimität besitzen. Frie­
denserhaltung funktioniert am besten, wenn sie weithin als neutral 
wahrgenommen wird, Gewalt vermeidet, breite internationale Unter­
stützung genießt und Regeln zur Anwendung bringt, die vom Sicher­
heitsrat oder der Generalversammlung ausgelegt werden, die - wenn 
auch nicht vollkommen - symbolisch die menschliche Gemeinschaft 
repräsentieren. 

Eine dauerhafte UN-Polizei oder friedenserhaltende Truppe könnte . . . 
eine weltweite erzieherische wie auch erzwingende Rolle ausfüllen. 
Die Etablierung einer solchen Kraft könnte im Bewußtsein der Men­
schen die Vorstellung nähren, daß es tatsächlich möglich ist, zum 
Überleben unserer Gattung eine internationale Erzwingung von Re­
geln vorzunehmen, die für alle Menschen gelten.« 1 0 

Unter expliziter Anführung der i m Falle Namibias erwiesenen 
Handlungsfähigkeit konstatiert der Autor weiter: 

»Ein wirklich globaler politischer Prozeß ist im Entstehen, in dem in­
nere Politik dadurch humanisiert wird, daß sie mit globaler Überwa­
chung und Erzwingung verknüpft wird. Und internationale Politik 
kann von Bürgern in vielen Nationen i m Innern genutzt werden, in­
dem sie sich zur Unterstützung von Einrichtungen der internationalen 
Sicherheit gegen die Anti-Internationalisten in ihren eigenen Ländern 
die Hände reichen. Weil internationale Normen jetzt politische Divi­
denden im Innern erbringen können, hat die Errichtung transnationa­
ler Koalitionen zum Zwecke der Friedenserhaltung eine Erfolgsaus­
sicht. ••11 

Dies mag i m M o m e n t noch Z u k u n f t s m u s i k sein u n d eher uto­
pischen Wunschvorstellungen entsprechen als der harten Rea­
lität. Namibias Entkolonisierung jedenfalls hat i n der Tat ein 
wenig die Hof fnung zu nähren vermocht, daß es u m die oft 
beklagte Ohnmacht der Vereinten Nationen n icht gar so arg 
bestellt ist - vorausgesetzt, die inneren wie auch äußeren Be­
dingungen zur Konfl iktregelung erlauben den notwendigen 
Handlungsspielraum. Diese Faktoren wurden auch von Gene­
ralsekretär Perez de Cuellar z u m Schluß seiner Rede zur Unab­
hängigkeit Namibias deut l ich benannt. Seinen Worten ist 
nichts mehr hinzuzufügen: 

»Die . . . gezeigte Reife und Disziplin, gepaart mit der Entschlossen­
heit, das Recht auf Selbstbestimmung auszuüben, verlieh diesem poli­
tischen Prozeß seinen beispielhaften Charakter. (Namibia) erteilte der 
ganzen Welt eine bemerkenswerte Lektion, was die Wirksamkeit de­
mokratischer Verfahren angeht. 

Die internationale Gemeinschaft hat eine unvergleichliche Rolle bei 
der Schaffung Ihres Staates gespielt. Der Kampf Ihrer Menschen war 
unser Kampf. Ihr Erfolg hat unsere Herzen bewegt. Wir bezweifeln 
nicht die Größe der Probleme, mit denen Ihre neue Regierung nun 
konfrontiert wird, noch spielen wir sie herunter. Jedoch haben wohl 
nur wenige Nationen die Unabhängigkeit mit einem Ausmaß und ei­
ner Tragweite des internationalen guten Willens und der Unterstüt­
zung erlangt, die Namibia nun genießt. Deswegen ist es mir eine be­
sondere Freude, Namibia als dem 160.Mitglied der Weltorganisation 
entgegenblicken zu können. . . . Auf daß Namibia gedeihen möge; ge­
nährt von der Stärke, dem Mut und der Weisheit, die von Ihnen« - dem 
gewählten Präsidenten - »und der ganzen Bevölkerung Namibias auf 
so hoffnungsvolle Weise während des Fortschritts hin zu diesem histo­
rischen Moment gezeigt wurden.« 
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